
Besteht in Deutschland nach der Reform überhaupt noch ein effektiver Schutz vor missbräuchlicher 
Befristung? Bitte begründen Sie Ihre Einschätzung.

Als Arbeitnehmer vier Jahre lang befristet tätig sein zu müssen, stellt als solches einen vom 
Gesetzgeber zugelassenen Missbrauch dar. Denn man bekommt ja nicht einen auf vier Jahre 
befristeten Vertrag: Vielmehr sind auch sechs Halbjahresverträge möglich, so dass man immer damit 
rechnen muss, dass Stirnrunzeln beim Arbeitgeber zum baldigen Ende der Beschäftigung führt. Das 
schafft zusätzliche Abhängigkeit. Und nicht nur das: Wer wird als Berufsanfänger eine Familie 
gründen und Kinder in die Welt setzen, wenn er nicht weiß, ob er bald von Arbeitslosengeld leben 
oder an eine andere Ecke Deutschlands umziehen muss? Die Regierenden beklagen sich oft, es gäbe 
zu wenig Kinder; aber gleichzeitig tun sie alles, dass es eher noch schlimmer kommt.

Was bedeutet der Wegfall des Vorbeschäftigungsverbots konkret für die strukturell unterlegene 
Seite, also z. B. für Berufseinsteiger?

Dass man beim selben Arbeitgeber immer wieder befristete Verträge ohne Sachgrund abschließen 
kann, ist einer der schlimmsten Vorschläge der Bundesregierung. Ob zwischen zwei Verträgen ein 
zeitlicher Abstand von z. B. drei Jahren liegen muss, ist derzeit noch offen. Ist dies nicht der Fall, sind 
lebenslange Befristungskarrieren möglich. Eine Vierjahresperiode könnte sich an die andere 
anschließen. Dazwischen lässt sich auch mal eine Befristung mit Sachgrund oder auch ein paar 
Monate Arbeitslosigkeit einschieben. Wie es dem Personalleiter oder dem Arbeitgeber gerade in den 
Kram passt. Schöne neue Arbeitswelt. Wer glaubt daran, dass man auf diese Weise die deutsche 
Wirtschaft wieder auf die Höhe bringt? Wer nicht weiß, ob er im nächsten Monat noch da ist – wird 
der sich für das Unternehmen engagieren und kreative Gedanken entwickeln?

Beschäftigte werden heute oft über wechselnde Konzerngesellschaften befristet, obwohl sie 
faktisch dieselbe Arbeit beim selben Arbeitgeber verrichten. Ist das rechtlich zulässig oder ein 
Rechtsmissbrauch – und was ändert die Reform?

In der juristischen Literatur streitet man darüber, ob der Abschluss eines weiteren befristeten 
Arbeitsvertrags mit einem anderen Konzernunternehmen einen Rechtsmissbrauch darstellt, wenn am 
selben Arbeitsplatz wie bisher weitergearbeitet wird. Die meisten Autoren neigen dazu, dies zu 
bejahen, sofern dieselbe Stelle über den Einsatz entscheidet. Wenn das Vorbeschäftigungsverbot 
wegfällt, kann man auch diese Frage vergessen: Die Befristung greift auf alle Fälle.

Verstößt der Wegfall des Schutzes gegen die Vorgaben des BVerfG von 2018 und gegen die EU-
Richtlinie 1999/70/EG? Ist die Befristung „bis 2030" ein tragfähiges Argument oder juristisch 
irrelevant?

Was die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts angeht, so sieht es den Staat als verpflichtet 
an, die unbefristete Dauerbeschäftigung als Regeltatbestand zu erhalten. In einem Rechtssystem – so 
heißt es weiter – „welches insbesondere die Versorgung im Alter maßgeblich an die Erwerbstätigkeit 
knüpft, sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf langfristige und unbefristete Arbeitsverträge 
angewiesen.“ Vier Jahre Befristung – und dies ggf. mehrere Male hintereinander – werden dieser 
Vorgabe nicht gerecht. Man könnte mit der Neuregelung allen, die jetzt den Arbeitsplatz wechseln 
oder neu ins Berufsleben einsteigen, praktisch den Kündigungsschutz nehmen. Dies wäre ein 
unverhältnismäßiger Eingriff in ihre Berufsfreiheit.



Auch die EU-Richtlinie wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit verletzt. Sie verlangt eine Begrenzung der 
Befristung lässt aber den Mitgliedstaaten die Wahl zwischen drei Mitteln: Sie können die Befristung 
einmal von einem sachlichen Grund abhängig machen, was hier gerade nicht der Fall ist. Sie können 
stattdessen eine Maximaldauer für die Befristung vorschreiben, was nicht der Fall ist, wenn man 
mehrere Vierjahreszeiträume hintereinanderschalten kann. Dies gilt auch dann, wen zwischen den 
einzelnen Befristungen einige Zeit liegen muss. Drittes Mittel ist die Höchstzahl von Verlängerungen – 
auch sie ist nicht gewahrt, wenn man auf einen Vierjahreszeitraum mit sechs 
Verlängerungsmöglichkeiten einen weiteren derartigen Zeitraum folgen lassen kann.

Die rechtlichen Einwände sind gewichtig und haben gute Aussichten auf Erfolg. Daran ändert auch die 
Tatsache nichts, dass das Gesetz „nur“ bis 2030 gelten soll.

Ihre Zukunftsprognose: Wie verändert die Reform den Arbeitsmarkt?

Bis das Bundesverfassungsgericht oder der Europäische Gerichtshof gesprochen hat, wird einige Zeit 
vergehen. Kluge Arbeitgeber werden von den geschaffenen Möglichkeiten keinen Gebrauch machen, 
weil sie auf die Zusammenarbeit mit ihren Beschäftigten setzen. Dies gilt insbesondere für den 
Umgang mit Fachkräften. Andere werden dagegen die weniger Qualifizierten gerne in Abhängigkeit 
halten. Zusätzliche Einstellungen sind nicht zu erwarten. Schon heute ist ja die sachgrundlose 
Befristung für zwei Jahre möglich. Wer wird jemanden allein deshalb einstellen, weil er ihn auch nach 
dreieinhalb Jahren noch ohne Kündigung und Abfindung „loswerden“ kann? Für den Arbeitgeber 
ergibt sich so ein denkbar geringer Nutzen; für die Arbeitnehmerseite bringt die geplante 
Gesetzgebung einen schlimmen Sozialabbau. Intelligente Entscheidungen sehen anders aus.


